Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 3643 

16. 05. 75 


Bericht 

des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform 


zu dem Antrag der Abgeordneten Rollmann, Dr. Eyrich, Dr. Stark 
(Nürtingen) und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/648 — 

betr. Berufung einer Jugendstrafvollzugskommission 


A. Zielsetzung 

Der Vollzug der Jugendstrafe beruht bislang im wesentlichen 
auf den Generalklauseln der §§ 91 und 92 des Jugendgerichts- 
gesetzes und auf Regelungen des Landesrechts. Nach dem 
Abschluß der Beratungen des — grundsätzlich nur für Erwach-^ 
sene geltenden — Strafvollzugsgesetzes sollte auf der Grund- 
lage dieses Beratungsergebnisses und der bereits vorliegenden 
wissenschaftlichen und praktischen Erkenntnisse untersucht 
werden, welche Regelungen für den Vollzug der Jugendstrafe 
angebracht und geeignet sind, insbesondere die bei jugend- 
lichen Strafentlassenen hohe Rückfallquote zu senken. 


B. Lösung 

Beim Bundesminister der Justiz wird eine Sachverständigen- 
kommission eingesetzt, die, wie dies bereits für den Erwach- 
senenstrafvollzug geschehen ist, Grundlagen für eine umfas- 
sende rechtliche Regelung des Vollzugs der Jugendstrafe er- 
arbeitet. 


C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Kosten zu Lasten des Einzelplans 07 — Bundesminister der 
Justiz — lassen sich zur Zeit nicht übersehen. 
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A. Bericht der Abgeordneten Brandt (Grolsheim), Dr. Eyrich 


Der Deutsche Bundestag hat den Antrag betref- 
fend die Berufung einer Jugendstrafvollzugskom- 
mission in seiner 42. Sitzung vom 14. Juni 1973 dem 
Sonderausschuß für die Strafrechtsreform federfüh- 
rend und dem Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit mitberatend überwiesen. Für die weitere 
Behandlung in den Ausschüssen mußte zunächst das 
wesentliche Ergebnis der Beratungen zum Entwurf 
eines Strafvollzugsgesetzes — Drucksache 7/918 — 
abgewartet werden. Der mitberatende Ausschuß hat 
den Antrag in seinen Sitzungen vom 15. Januar 1975 
und 16. April 1975 behandelt und ihm dem Grund- 
satz nach zugestimmt. Der Sonderausschuß hat den 
Antrag in seinen Sitzungen vom 9. April 1975 und 
14. Mai 1975 beraten. 

Beide Ausschüsse halten es für notwendig und 
dringlich, daß eine Sachverständigenkommission die 
Grundlagen für eine künftige Regelung des Jugend- 
strafvollzugs erarbeitet. 

Anders als im Antrag vorgesehen, soll der Auf- 
trag an die Kommission jedoch nicht schon dahin 
eingegrenzt werden, Vorschläge speziell für ein 
Jugendstrafvollzugsgesetz vorzulegen. Vom gegen- 
wärtigen Standpunkt aus ist eine Regelung durch 


ein besonderes Jugendstrafvollzugsgesetz oder 
durch Rechtsverordnung aufgrund der Ermächtigung 
des §.115 JGG denkbar. Die Kommission soll die 
Grundlagen für diejenige Regelung erarbeiten, die 
den Erfordernissen des Jugendstrafvollzugs am 
besten entspricht. 

Einigkeit bestand auch darüber, daß die Kommis- 
sion ihre Arbeit bald nach Abschluß der Beratungen 
zum Strafvollzugsgesetz — etwa zum Jahresende 
1975, jedenfalls aber noch in dieser Wahlperiode — 
aufnehmen soll. Das Ergebnis der Beratungen zum 
Strafvollzugsgesetz abzuwarten erscheint dem Aus- 
schuß deshalb sinnvoll, weil anzunehmen ist, daß 
eine Reihe von Vorschriften dieses Gesetzes für den 
Jugendstrafvollzug übernommen werden und die 
entsprechenden Beschlüsse und Beratungsergebnisse 
der Kommission als Arbeitsgrundlage dienen kön- 
nen. Außerdem werden von da an noch zusätzliche 
Arbeiten im Bundesministerium der Justiz als Vor- 
bereitung für die Kommissionsberatungen notwen- 
dig werden. 

Hinsichtlich der Zusammensetzung der Kommis- 
sion ist der Ausschuß den Vorschlägen im Entwurf 
und der Empfehlung des mitberatenden Ausschusses 
gefolgt. 


Bonn, den 15. Mai 1975 


Brandt (Grolsheim) Dr. Eyrich 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, eine aus Wissenschaftlern und Prak- 
tikern des Jugendstrafvollzugs, Persönlichkeiten des jugendpolitischen Bereichs 
sowie nicht fachgebundenen Persönlichkeiten bestehende Kommission einzu- 
berufen, um Grundlagen für eine gesetzliche Regelung des Jugendstrafvollzugs 
zu erarbeiten. 

Die Kommission sollte ihre Arbeit möglichst nach Abschluß der Beratungen 
zum Entwurf eines Strafvollzugsgesetzes, jedenfalls noch in dieser Wahl- 
periode aufnehmen. 


Bonn, den 15. Mai 1975 


Der Sonderausschuß für die Strafrechtsreform 

Dr. Müller-Emmert Brandt (Grolsheim) Dr. Eyrich 

Vorsitzender Berichterstatter 
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